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„Wir, die Völker der Vereinten Nationen – fest entschlossen, künftige Geschlechter vor der 
Geißel des Krieges zu bewahren, (…) und für diese Zwecke (…) unsere Kräfte zu vereinen, 
um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren, (…).“1 
Wie bereits aus der Präambel der Charta der Vereinten Nationen hervorgeht, sollte ihr 
primäres Ziel die Wahrung des Friedens sein, basierend auf einer kooperativen und 
respektvollen Zusammenarbeit. Um der Umsetzung dieser Ziele in einem effektiven Maße 
gerecht zu werden, entschied man sich für ein System der VN mit funktionaler Ausprägung 
und damit gegen einen zentralistischen Ansatz.2 Sonderorganisationen sollten demnach, als 
speziell mit den VN durch Abkommen verbundene (vgl. Art. 57 i.V.m. Art. 63 Abs. 1 VN-C) 
aber rechtlich selbstständige Organisationen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die Aufgaben 
in verschiedenen Spezialgebieten wahrnehmen und so zum Erreichen des Gesamtziels der 
Vereinten Nationen beitragen. Die Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur3 (UNESCO) ist eine dieser Sonderorganisationen. Sie ist der 
Kategorie solcher Organisationen zuzurechnen, die einen breit gefächerten „sozio-
ökonomischen, kulturellen oder humanitären Bereich“ 4 abdeckt. Ihre Gründerväter und -
mütter waren der Ansicht, dass Kriege in erster Linie in den Köpfen der Menschen 
entstehen und deshalb auch dort beseitigt werden müssen (vgl. Präambel der UNESCO-
Verfassung5). Aus diesem Grund sind die Bereiche Bildung bzw. Erziehung, damit 
einhergehend die Wissenschaft und insbesondere auch der Umgang mit Kultur zentral für 
die Arbeit der UNESCO. Bei einem näheren Blick auf die Verfassung der Organisation wird 
deutlich, dass den Zielen insbesondere durch Normsetzung in den Bereichen Rechnung 
getragen werden soll.6 So heißt es in Art. I Abs. 2 der UNESCO-Verfassung u.a. “(...) 
international Vereinbarungen empfehlen (...)” (a), “(...) durch Empfehlung von geeigneten 
Bildungsmethoden (...)” (b) und außerdem “(...) durch Empfehlungen der dazu erforderlichen 
internationalen Vereinbarungen an die jeweils betroffenen Staaten (...)” (c). Grundlegend für 
die Schaffung von Frieden sollen demnach gemeinsame Standards in den genannten 
Bereichen sein, die auf Regelungen basieren, deren Einhaltung die Staaten bestenfalls 
sicherstellen und somit gegenseitiges Verständnis und Kooperation fördern.  
Die Zielumsetzung erfolgt im Rahmen der UNESCO somit durch verschiedene 
Rechtssetzungsinstrumente und darin teils inbegriffenen Implementierungsmechanismen. 
Diese Arbeit möchte genau diesen Aspekt in den Fokus nehmen, wird näher auf die 
bestehenden Instrumente eingehen, diese rechtlich einordnen (Kapitel B.), Besonderheiten 
hervorheben und einen Blick darauf werfen, wie genau sie zustande kommen (Kapitel C). 
Um die Untersuchungen zu vervollständigen, werden die Implementierungsmechanismen 
kurz angerissen (Kapitel D.), sodass dann in den letzten beiden Abschnitten eine 
umfassende kritische Würdigung vorgenommen (Kapitel E.) und ein daraus resultierendes 
Fazit formuliert werden kann (Kapitel F.). 
 
                                               
1   Aus der Präambel der Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945, in: United Nations Conference on 
International Organization Documents, Bd. XV (1945), S. 335ff.  
2   Vgl. dazu Klein, Specialised Agencies, in: Max Planck Encyclopedia of Public International Law, S. 351. 
3   Teilweise wird auch die Übersetzung „Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur“ verwendet, so bspw. von der Schweizer Regierung in der offiziellen Übersetzung der UNESCO 
Verfassung, abrufbar unter: http://www.admin.ch/ch/d/sr/i4/0.401.de.pdf (letzter Abruf vom 07.05.2013).  
4 DGVN, Sonderorganisationen, abrufbar unter http://www.dgvn.de/975.html?&L=0 (letzter Abruf vom 
07.05.2013). 
5   Constitution of the United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, in: UNESCO, Basic Texts - 
2012 edition, S. 5ff; Übersetzung der Deutschen UNESCO-Kommission in Zusammenarbeit mit der 
Österreichischen und der Nationalen Schweizerischen UNESCO-Kommission: Verfassung der Organisation 
der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur [zitiert als „UNESCO-Verfassung“]. 
6  So auch Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, in: 
Yusuf (Hrsg.), Standard-setting in UNESCO, Vol. I, S. 31f.  
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B. RECHTSSETZUNGSINSTRUMENTE UND DEREN CHARAK-
TERISIERUNG  
 
In diesem Abschnitt werden die Rechtsetzungsinstrumente der UNESCO zunächst 
vorgestellt und eingeordnet. Eine erste Einteilung erfolgt durch die Differenzierung zwischen 
solchen Rechtsinstrumenten, die Außenwirkung entfalten und Regelungsgegenstände 
enthalten, die unmittelbar der Umsetzung in der Verfassung der UNESCO gesetzten 
Aufgaben und Ziele dienen (Erklärungen, Empfehlungen und Konventionen) auf der einen 
Seite. Auf der anderen Seite denen, die Beschlussinstrumenten der Organe sind, lediglich 
der internen Verwaltung der Sonderorganisation dienen, insofern Mittel zum Zweck sind und 
nur mittelbar zur Rechtsetzung beitragen (Resolutionen, Entscheidungen).  
 
a.  Rechtsetzungsinstrumente mit Außenwirkung  
 
Unter die Kategorie der Rechtsinstrumente mit Außenwirkung können Erklärungen, 
Empfehlungen und internationale Übereinkommen gefasst werden. Sie werden von der 
Generalkonferenz, der Vollversammlung der UNESCO, verabschiedet.  
Sowohl rechtliche Verbindlichkeit, als auch Regelungsempfänger der 
Normsetzungsinstrumente sollen im Folgenden näher charakterisiert werden. Darüber 
hinaus erscheint es an dieser Stelle nützlich, den Blick auf das Gesamtsystem der Vereinten 
Nationen zu richten und die Instrumente insofern vergleichend einzuordnen.  
Um dem folgenden Abschnitten eine logische Reihenfolge zugrunde zu legen, wird das 
Kriterium der Verbindlichkeit den Aufbau bestimmen, beginnend mit dem unverbindlichsten 
Instrument. Den Anfang macht demensprechend die Erklärung, gefolgt von den 
Empfehlungen, sodass abschließend das verbindlichste aller Rechtsinstrumente - das 




Erklärungen (declarations) haben keine direkte Bindungswirkung. Dies lässt sich in erster 
Linie daraus erkennen, dass sie Formulierungen wie „States should take (…)“7 enthalten, 
die eher den grundsätzlichen Wunsch der Einhaltung zum Ausdruck bringen. Im Gegensatz 
dazu enthalten internationale Konventionen, auf die später noch detailliert eingegangen wird, 
vielmehr Formulierungen wie „shall take“8 und damit eine Verpflichtung.9 Sie richten sich 
nicht10 bzw. nicht nur an Mitgliedstaaten, denn letztlich appellieren Erklärungen immer an 
alle beteiligten und relevanten Akteure, insofern eben auch an die Staaten selbst. Der 
universelle Charakter der Erklärungen ist in diesem Zusammenhang besonders 
hervorzuheben.11 Als Beispiel dafür kann die „Erklärung von Prinzipien der Toleranz“12 
dienen. In ihr verleihen die Staaten ihrem Willen Ausdruck, dass Toleranz in der Gesellschaft 
verbreitet werden soll (vgl. Präambel der Erklärung). Außerdem heißt es in Art. 5 „Wir 
                                               
7  So bspw. in der UNESCO Declaration concerning the Intentional Destruction of Cultural Heritage vom 17. 
Oktober 2003, in: Records of the General Conference, 32nd Session, Volume 1 Resolutions, S. 62. Da sich 
der Unterschied der Formulierung insbesondere in den englischsprachigen Fassungen aufgrund von „should“ 
und „shall“ zeigt, wurde hier auf diese zurückgegriffen.  
8  So bspw. in der Convention concerning the Protection of the World Cultural and Natural Heritage vom 16. 
November 1972; deutsche Fassung: Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt, aus 
dem BGBL II, 1977, Nr. 10 [zitiert als „Welterbekonvention“]. 
9   Zur begrifflichen Unterscheidung „shall“/„should“ in: Garner, A Dictionary of Modern Legal Usage, S. 830f. 
10 So Hüfner, UNESCO-Handbuch, S. 315. 
11 Ebenda. 
12 UNESCO, Die Erklärung von Prinzipien der Toleranz, vom 16. November 1995. 
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verpflichten uns zur Förderung von Toleranz (…) in den Bereichen (…)“, was für eine 
allgemeine, universelle und nicht konkrete Regelung spricht.  
Dass die Generalkonferenz die Möglichkeit hat Erklärungen abzugeben, taucht in der 
UNESCO-Verfassung nicht explizit auf. Dies hat sich, ebenso wie im Fall der Erklärungen der 
Generalversammlung der VN, als Praxis entwickelt. Erstmalig wurde die Erklärung als 
Normsetzungsinstrument im Jahr 1966 im Rahmen der UNESCO genutzt. Besonders die 
VN-Generalversammlung nutzt die Bezeichnung „declaration“ immer dann, wenn es sich 
um eine Empfehlung mit ganz besonderer Bedeutung handelt, die damit unterstrichen 
werden soll. So wurde der Begriff in einer Mitteilung des Bereichs für 
Rechtsangelegenheiten des VN-Sekretariats im Jahr 1962 folgendermaßen definiert: „In 
United Nations practice, a «declaration» is a formal and solemn instrument, suitable for rare 
occasions when principles of great and lasting importance are being enunciated (…)”13. Dies 
gilt auch für die Erklärungen der Generalkonferenz unter dem Dach der UNESCO.14 
Erklärungen, die im Rahmen der UNESCO von der Generalkonferenz verabschiedet werden, 
sind den „declarations“ im VN-System sehr ähnlich. Deklarationen bzw. Erklärungen werden 
von der Generalversammlung mittels einer Resolution beschlossen. Da, abgesehen von 
internen und organisatorischen Beschlüssen, gemäß Art. 10 der VN-Charta ausschließlich 
Empfehlungen von der Generalversammlung abgegeben werden können, entfalten auch 
diese keine unmittelbare Bindungswirkung und sind demnach ebenso unverbindlich.15 
Anerkannt ist diesbezüglich lediglich, dass sie zur Bildung von Gewohnheitsrecht beitragen 
können.16 Möglicherweise können Erklärungen der UNESCO-Generalkonferenz ebenfalls zur 
Bildung von Völkergewohnheitsrecht beitragen, insofern dem Kundtun einer gemeinsamen 
Rechtsüberzeugung auch Taten folgen, sich also eine Staatenpraxis entwickelt. 
Unzweifelhaft können Erklärungen aber ganz allgemein dazu beitragen, eine breite 
Akzeptanz herbeizuführen, um möglicherweise zu einem späteren Zeitpunkt eine 
verbindliche, konkrete Regelung zu schaffen.17 Im Gegensatz dazu werden Erklärungen aber 
auch genutzt, um bereits kodifizierte Regelungen aus aktuellem Anlass besonders 
hervorzuheben und deren Einhaltung konkret einzufordern. In diesem Zusammenhang sollte 
zum Beispiel die „UNESCO Erklärung betreffend der vorsätzlichen Zerstörung kulturellem 
Erbes“18 grundsätzlich keine neuen Prinzipien festschreiben, sondern an die bereits 
bestehenden Normen erinnern, welche die Vertragsstaaten verpflichten, Kulturgüter zu 
schützen.19 In der Erklärung wird konkretisiert, dass bei vorsätzlicher Zerstörung eine 
strafrechtliche Verfolgung stattfinden sollte (vgl. Art. VII der Erklärung), um dem 
Schutzgedanken angemessen Rechnung zu tragen. Besonderen Anlass gab die Zerstörung 
der Buddha-Statuen von Bamiyan durch die Taliban im März 2001, aber darüber hinaus auch 
die generell steigende Zahl vorsätzlicher Vernichtung von Kulturgut.20  
                                               
13 Zitiert durch Commission on Human Rights, Report of the Eighteenth Session, Rn. 105.  
14 So auch Boisson de Chazournes: Monitoring, Supervision and Coordination of Standard-setting Instruments of 
UNESCO, in: Yusuf (Hrsg.), Standard-setting in UNESCO, Vol. I, S. 56. 
15 So auch Fassbender: Resolution/Deklaration/Beschluß, in: Volger (Hrsg.), Lexikon der Vereinten Nationen, S. 
445; ausführlich außerdem bei Lagoni/Núñez-Müller, Resolution, Erklärung, Beschluß, in: Handbuch Vereinte 
Nationen, Wolfrum (Hrsg.), S. 697, Para. 17. 
16 So z.B. auch Fassbender, ebenda; außerdem auch Vitzthum, Begriffe, Geschichte und Rechtsquellen des 
Völkerrechts, in Vitzthum (Hrsg.), S. 62ff, Rn. 137ff. 
17 So auch UNESCO.org, Legal Instruments – General introduction to the standard-setting instruments of 
UNESCO. 
18 Titel übersetzt aus der Originalfassung: UNESCO, Declaration concerning the Intentional Destruction of 
Cultural Heritage, in: Records of the Gerneral Conference, 32nd Session, Volume 1, Resolutions, S. 62ff.  
19 Verweis u.a. auf die Welterbekonvention (1972) und auf die Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei 
bewaffneten Konflikten (1954) (in: BGBl. II, 1967, S. 1233).  
20 Siehe dazu die ersten beiden Sätze in der Präambel der Erklärung. 
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Seit 2005 gibt es auch für Erklärungen konkrete Vorgaben, insbesondere bezüglich des 
Entstehungsprozesses.21 Allerdings enthalten diese keine Aussagen über den Charakter des 
Instruments. 
Es bedarf bei Erklärungen keiner separaten Ratifikation durch die Mitgliedstaaten, sodass 
sich ihre Wirkung unmittelbar mit der Verabschiedung durch die Generalkonferenz 
entfaltet.22 Sie werden mittels einer Resolution durch einfache Mehrheit verabschiedet (vgl. 
Rule 84 RoP-GC23), wobei jedoch ein konsensualer Beschluss angestrebt werden sollte (vgl. 
Stage 3 MSPDC). Bisher wurde 13 Mal von der Verabschiedung Gebrauch gemacht.  
Neben der Bezeichnung „declaration“ wird auch der Begriff „charter“ genutzt, um eine 
Erklärung zu bezeichnen.24 Für einen Bedeutungsunterschied aus rechtlicher Sicht sorgt 
dies, ähnlich wie bei der Verwendung durch die VN-Generalversammlung,25 jedoch nicht. 
 
ii. Empfehlungen  
 
Der Begriff Empfehlung (recommendation) taucht sowohl in der Verfassung der UNESCO, 
als auch in den Verfahrensregeln der Generalkonferenz und des Exekutivrates auf. 
Grundsätzlich ist dabei jedoch zu beachten, dass dieser Begriff auch allgemein für interne 
Empfehlungen zwischen den Organen verwendet wird. Beispielsweise ernennt die 
Generalkonferenz gem. Art. IV B. Abs. 7 UNESCO-Verfassung den Generaldirektor des 
Exekutivrates auf Vorschlag des Exekutivrates.26 Hier soll es allerdings um Empfehlungen 
gehen, die zur Umsetzung von Regelungsinhalten im Rahmen der Aufgaben der UNESCO in 
den Bereichen Bildung, Kultur, Wissenschaft und Kommunikation speziell für die 
Mitgliedstaaten verabschiedet werden und somit ein Rechtsinstrument der Organisation mit 
Außenwirkung sind.27 Diese sind im Besonderen in Art. 1 der RoP-RC28 näher aufgeführt, 
werden aber auch schon, gemeinsam mit den internationalen Übereinkommen (vgl. u.a. Art. 
I Abs. 2 (c) UNESCO-Verfassung), in der Verfassung der UNESCO als Mittel zur Umsetzung 
der Ziele genannt (vgl. u.a. Art. I Abs. 2 (b) UNESCO-Verfassung). Insofern waren sie, im 
Gegensatz zu den Erklärungen, von Beginn an als Normsetzungsinstrumente vorgesehen 
(vgl. auch Art. IV B. Abs. 4 UNESCO-Verfassung).  
Gemäß Art. 1 (b) der RoP-RC wird die Empfehlung als Rechtsinstrument definiert, welches 
Normen und Prinzipien formulieren soll. Die Wahl der möglichen Schritte soll dabei den 
Mitgliedstaaten überlassen werden, die durch ihre Politik, mittels der Verabschiedung 
entsprechender Gesetze oder administrativer Maßnahmen zur Umsetzung beitragen.29 
Entgegen dieser Definition gab es zunehmend einen Trend hin zu immer detaillierteren 
Empfehlungen, die auch Vorschläge für mögliche Regelungen auf nationaler Ebene zum 
                                               
21 Siehe dazu Multi-stage procedure for the elaboration, examination, adoption and follow-up of declarations, 
charters and similar standard-setting instruments adopted by the General Conference and not covered by the 
Rules of Procedure concerning recommendations to Member States and international conventions covered 
by the terms of Article IV, paragraph 4, of the Constitution, verabschiedet durch die Generalkonferenz auf 
ihrer 33. Sitzung (zitiert als „MSPDC“). 
22 Hüfner, UNESCO-Handbuch, S. 315. 
23 Rules of Procedure of the General Conference, in: UNESCO, Basic Texts, 2012 edition, 2012, Paris, S. 21ff 
[zitiert als “RoP-GC”].  
24 So bspw. “Charter on the Preservation of Digital Heritage” vom 15. Oktober 2003 und “International Charter 
of Physical Education and Sport“ vom 21. November 1978.  
25 So auch Fassbender, Resolution/Dekleration/Beschluß, in: Volger (Hrsg.), Lexikon der Vereinten Nationen, S. 
445. 
26 In Art. IV B. Abs. 7 der UNESCO-Verfassung heißt es: „The General Conference shall elect the members of 
the Executive Board and, on the recommendation of the Board, shall appoint the Director-General”.  
27 So auch Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., 
S. 36.   
28 Rules of Procedure concerning recommendations to Member States and international conventions covered by 
the terms of Article IV, paragraph 4, of the Constitution, in: UNESCO, Basic Texts, 2012 edition, 2012, Paris, 
S. 111ff [zitiert als “RoP-RC”]. 
29 Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., S. 36. 
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Inhalt hatten. Besonders deutlich erkennbar ist diese Entwicklung an der „Empfehlung über 
den Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt auf nationaler Ebene“30, wobei schon allein 
der Titel verrät, dass es sich um konkrete Handlungsvorschläge handelt. Artikel V. der 
Empfehlung gibt beispielsweise Schutzmaßnahmen vor und lässt dem nationalen 
Gesetzgeber nur wenig Spielraum bei der Wahl der Mittel. An dieser Stelle lässt sich 
möglicherweise eine Strategie erkennen. In der gleichen Sitzung wurde parallel die 
Welterbekonvention verabschiedet, die allerdings eine Ratifikation durch die Mitgliedstaaten 
erfordert. Um nun zu verhindern, dass ein niedriger Ratifikationsstand den Schutzgedanken 
unterläuft oder die fehlende Zweidrittelmehrheit den Beschluss gänzlich verhindert und der 
Regelung die Wirksamkeit verwehrt, brachte man eine Empfehlung auf den Weg. Dafür ist 
nur eine einfache Mehrheit notwendig, einer Ratifikation der Mitgliedstaaten bedarf es 
jedoch nicht. Nichtsdestotrotz sollen Empfehlungen zwar die Gesetzgebung beeinflussen, 
sie aber nicht konkret vorgeben. Deshalb widersprach die Praxis der eigentlichen Definition, 
weshalb die Generalkonferenz später folgerichtig ein Rückrudern forderte und den 
Generaldirektor, der auf einer ersten Stufe zur Ausarbeitung der Empfehlungen und 
internationalen Übereinkommen beauftragt ist, um die Einhaltung der Definition bat.31 
Wie lassen sich Erklärungen und Empfehlungen nun aber voneinander trennen, wenn in 
beiden allgemeine Prinzipien ohne konkrete Regelungsvorschläge für die nationale Ebene 
eines Staates enthalten sind? Grundsätzlich kann darauf geantwortet werden, dass es sich 
bei den Empfehlungen nichtsdestotrotz weniger um allgemeine, sondern vielmehr um 
konkrete Regelungsinhalte handelt. Beispielsweise enthält die „Empfehlung zur Förderung 
und Nutzung der Mehrsprachigkeit und zum allgemeinen Zugang zum Cyberspace“32 nicht 
nur die universelle Postulierung, dass Informationen für jeden Menschen zugänglich 
gemacht werden müssen, sondern konkret die Forderung nach der generellen 
Zugänglichkeit des Cyberspaces und die dafür notwendige Mehrsprachigkeit. Es wird 
aufgeschlüsselt mit welchen Maßnahmen die Staaten darauf hinarbeiten sollten, ohne 
jedoch detaillierte Vorgaben bei der Wahl der Mittel zur Umsetzung der Maßnahmen zu 
machen. Zum Beispiel sollen die Staaten Inhalt als Gemeingut klassifizieren und für alle 
gleichermaßen zugänglich machen (vgl. Para. 16 der Empfehlung). Wie sie dies tun, bleibt 
dabei allein den Mitgliedstaaten überlassen. Ein wichtiger Unterschied ist außerdem der 
Regelungsempfänger. Erklärungen sind universell und insofern nicht nur an Mitgliedstaaten, 
sondern allgemein an alle relevanten Akteure gerichtet. Empfehlungen hingegen richten sich 
konkret an die Mitgliedstaaten der UNESCO.  
Empfehlungen entfalten ihre Wirksamkeit mit der Verabschiedung durch die 
Generalkonferenz. Eine Ratifizierung ist, genau wie bei den Erklärungen, nicht notwendig.33 
Darüber hinaus fehlt es der Empfehlung ebenfalls am rechtlich verbindlichen Charakter. Ein 
wesentlicher Hinweis dafür ist zunächst die Begrifflichkeit. Etwas zu empfehlen bedeutet, 
einen Vorschlag zu unterbreiten, dessen Umsetzung man zwar prinzipiell wünscht, aber 
nicht als zwingend ansieht. Ein weiterer Hinweis ist, dass die Verfassung in Art. IV B Abs. 4 
zwischen Empfehlungen und internationalen Übereinkommen unterscheidet. Daraus lässt 
sich ableiten, dass es einen Bedeutungs- und möglicherweise auch einen Unterschied bzgl. 
der Bindungswirkung gibt. Besonders deutlich wird dies jedoch zum einen an Art. 1 (b) RoP-
RC, der die Mitgliedstaaten dazu einlädt (und damit nicht verpflichtet) entsprechende 
gesetzgeberische Schritte einzuleiten. Darüber hinaus erkennt man dies auch, parallel zu den 
Erklärungen, an der verwendeten Formulierung „should“ im Empfehlungstext.  
Trotz der eigentlichen rechtlichen Unverbindlichkeit und der fehlenden Notwendigkeit der 
Ratifizierung, bringt die Empfehlung dennoch Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten mit 
                                               
30 Übersetzung gemäß der Deutschen UNESCO Kommission.  
31 General Conference, 19 C/Resolution 6.112, Paragraph 2(b), in: Records of the General Conference, 19th 
Session, Volume 1, Resolutions, S. 58; so auch Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration 
of Standard-setting Instruments, a.a.O., S. 45. 
32 Übersetzung gemäß der Deutschen UNESCO-Kommission. 
33 Vgl. auch Hüfner, UNESCO-Handbuch, S. 315. 
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sich. Alle Mitgliedstaaten der UNESCO werden gem. Art. IV B. Abs. 4 der UNESCO-
Verfassung und darüber hinaus gem. Art. 15 und 16 RoP-RC verpflichtet, ganz egal ob sie 
der Verabschiedung zugestimmt haben oder nicht, die Empfehlung den relevanten 
nationalen Stellen innerhalb eines Jahres weiterzuleiten und vorzulegen. Damit einher geht 
die Verpflichtung, regelmäßige Berichte bezüglich der Umsetzung enthaltener Regelung 
abzugeben. Sowohl die Vorlage-, als auch die Berichtspflicht sind Teil der Betrachtungen in 
Kapitel D.  
 
Was die Verortung im Gesamtsystem der Vereinten Nationen betrifft, gilt zunächst 
hervorzuheben, dass die UNESCO-Empfehlungen, insbesondere aufgrund ihrer Entstehung 
aber auch wegen der angesprochenen Verpflichtungen, die sie mit sich bringen, einen 
besonderen Charakter aufweisen. Zwar gibt auch die Generalversammlung in ihren 
Resolutionen Empfehlungen ab, jedoch ist damit kein formales und separates 
Rechtsinstrument gemeint. Vergleichbare Empfehlungen entstehen unter dem Dach der 
ILO34, was primär schon damit im Zusammenhang steht, dass sich die Gründungsväter und -
mütter der UNESCO an den dort bereits bestandenen und erprobten Regelungen 
Orientierung verschafften.35  
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es sich bei Empfehlung um ein 
konkretes, aber ebenfalls nicht verbindliches Rechtsinstrument handelt, welches an die 
Mitgliedstaaten gerichtet ist. Sie haben den Anspruch, in einem bestimmten 
Themenkomplex Einfluss auf die nationale Gesetzgebung auszuüben.36 Bisher wurden 32 
Empfehlungen von der Generalkonferenz verabschiedet.37  
 
iii. Internationale Übereinkommen  
 
Internationale Übereinkommen bzw. Konventionen sind das Rechtsinstrument der UNESCO 
mit dem höchsten Verbindlichkeitsgrad.38 Dementsprechend bedarf es der rechtswirksamen 
Zustimmung der Mitgliedstaaten und die darauf folgende Ratifikation39 nach den jeweiligen 
nationalen Standards (vgl. Art. 1 (a) RoP-RC). In Deutschland ist dafür gem. Art. 59 Abs. 2 
GG ein Zustimmungsgesetz erforderlich, sodass sie durch den Bundestag und den 
Bundesrat angenommen werden müssen.  
Erst nach einer Mindestanzahl von Beitritten treten die internationalen Konventionen in Kraft. 
Wie hoch diese ist und welche weiteren Voraussetzungen an das Inkrafttreten geknüpft 
werden, ist individuell in den Vertragstexten geregelt. Eine einheitliche Vorgabe in den RoP-
RC gibt es nicht.  
Aus der Verbindlichkeit des Rechtsinstruments ergibt sich die Notwendigkeit einer breiten 
Zustimmung. Die Verabschiedung ist deshalb an eine Zweidrittelmehrheit in der 
Generalkonferenz geknüpft (Art. IV Abs. 4 UNESCO-Verfassung, Art. 12 Abs. 1 RoP-RC). 
Insofern unterscheidet sich das Übereinkommen von der Empfehlung und der Erklärung.  
Inhaltlich regeln internationale Übereinkommen komplexe Bereiche, wie beispielsweise den 
Schutz der kulturellen Vielfalt und werden außerdem genutzt, um neue Institutionen zu 
gründen, die sich speziell mit einem besonders wichtigen Themenbereich 
auseinandersetzen sollen. Dies geschah u.a. durch die Welterbekonvention, mit dem das 
                                               
34 Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation vom 22. März 1957, in: BGBl. II, 1957, Nr. 10, S.317 (zitiert 
als „ILO-Verfassung“). 
35 So bspw. in Art. 19 Abs. 1 der ILO-Verfassung; so auch Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the 
Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., S. 31, Fn. 1; Yusuf verweist darüber hinaus auch auf die 
gleiche Unterscheidung in der WHO-, FAO- und ICAO-Verfassung hin.   
36 So auch UNESCO.org, General introduction to the standard-setting instruments of UNESCO. 
37 Vgl. UNESCO.org, Legal Instruments, Recommendations.  
38 Siehe dazu auch Hüfner, UNESCO Handbuch, S. 315 ff. 
39 Die Abkommen sind meist zur „ratification“, „acceptance“, „approval“ und „accession“ vorgesehen, je nach 
dem welcher Fall für den jeweiligen Staat in Frage kommt. Einen Bedeutungsunterschied für die 
Verbindlichkeit erwächst daraus jedoch nicht.  
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intergouvernementalen Komitee zum Schutz des Welterbes ins Leben gerufen wurde (vgl. 
Art. 8 der Konvention). 
Vergleichbar sind die internationalen Abkommen unter dem Dach der UNESCO mit der 
großen Bandbreite an völkerrechtlichen Verträgen. Es gibt solche, die bspw. zur Gründung 
einer Organisation abgeschlossen und dann als deren Verfassung bezeichnet werden. 
Außerdem jene, die von plenaren Organen von Organisationen verabschiedet werden. 
Erstere werden von den Staatenvertretern, die ein Interesse an der Regelung eines 
bestimmten Bereichs haben, im Einvernehmen abgeschlossen. Ein Beispiel ist die UN-
Charta, die für alle Staaten verbindlich ist, die ihr beigetreten sind und sie unterzeichnet 
haben. Internationale Übereinkommen, die von plenaren bzw. intergouvernementalen 
Gremien verabschiedet werden, sind in den wesentlichen Merkmalen ähnlich. Staaten sind 
immer nur dann rechtlich verpflichtet den Inhalt eines Vertrages umzusetzen und 
Regelungen einzuhalten, wenn sie Signatarstaaten sind. Jeder Staat verpflichtet und bindet 
sich mit seiner Unterschrift und der Ratifikation freiwillig. Zwar können notwendige 
Mehrheiten in den jeweiligen Verfassungen der Organisationen unterschiedlich geregelt 
sein, nichtsdestotrotz können Staaten in jedem Fall von einer Unterzeichnung bzw. 
Ratifikation absehen. 
Wie auch bei den Empfehlungen sind die Besonderheiten im Rahmen der UNESCO jedoch 
zum einen die Vorlagepflicht gem. Art. IV B Abs. 4 der Verfassung i.V.m. Art. 15 und 16 der 
RoP-RC und darüber hinaus die Berichtspflicht eines jeden Mitgliedstaates gem. Art. VIII der 
UNESCO-Verfassung und Art. 17 (1) der RoP-RC. Auf beide wird in Kapitel D. ausführlich 
eingegangen.  
Insgesamt lässt sich zusammenfassen, dass internationale Übereinkommen die 
verbindlichste Form zur Setzung von Normen im Rahmen der UNESCO sind. Ihre derzeitige 
Anzahl beläuft sich auf 35.40 Sie sind den internationalen Abkommen im Gesamtsystem der 
Vereinten Nationen bzw. im Völkerrecht ganz allgemein sehr ähnlich, denn die Staaten 
können sich mittels Beitritt und/oder Ratifikation freiwillig zu deren Einhaltung verpflichten. 
Sie regeln konkrete Sachverhalte, machen den Mitgliedstaaten spezifische Vorgaben und 
binden sie somit verpflichtend in die Arbeit in diesem Bereich ein. Eine Besonderheit ist die 
Verpflichtung zur Vorlage binnen eines Jahres vor den zuständigen nationalen Stellen 
unabhängig von einer Unterzeichnung, die insofern hervorzuheben ist, als nur vereinzelt 
vergleichbare Beispiele bei anderen Organisationen zu finden sind.41 
 




Untersucht man, welche Bedeutung den Resolutionen im Rahmen der UNESCO 
zugesprochen wird und welche rechtliche Bedeutung sie haben, so stößt man zunächst auf 
das grundlegende Problem, dass weder in der Verfassung, noch der Verfahrensordnung der 
Generalkonferenz oder in den RoP-RC dazu eindeutigen und aussagekräftigen Hinweise zu 
finden sind. Der erste Hinweis ganz grundsätzlich Art findet sich erst in der MSPDC. Zwar ist 
auch in der Verfassung vorgesehen, dass die Generalkonferenz Entscheidungen trifft 
(„decisions“), sie werden aber nie als Resolutionen bezeichnet. 
Nach einem detaillierten Blick auf die Praxis innerhalb der UNESCO wird deutlich, dass 
Resolutionen Beschlussinstrumente der Generalkonferenz sind. Mit ihnen werden interne 
                                               
40 Vgl. General Conference, Monitoring of the Implementation of UNESCO’s standard-setting instruments, 
Information document, 36 C/INF. 7, Annex II. Diese Anzahl umfasst ausschließlich diejenigen Abkommen, die 
unter der Schirmherrschaft der UNESCO verabschiedet wurden. Zählt man auch diejenigen dazu, die in 
Zusammenarbeit mit anderen Organisationen verabschiedet wurden, beträgt die Zahl 38 (vgl. UNESCO.org, 
Legal Instruments, Conventions).  
41 Genauere Informationen dazu befinden sich in Kapitel D.  
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Entscheidungen über Budget, die Organisation der Sitzung, Programmfestlegungen in den 
einzelnen Bereichen, die Bildung von Ausschüssen u.v.m. geregelt. Die Generalkonferenz 
kann beispielsweise den Generaldirektor dazu ermächtigen, einen Entwurf für internationale 
Übereinkommen zu erstellen oder eine vorherige Studie anzufertigen.42 Außerdem werden 
mit ihnen die oben aufgelisteten Normsetzungsinstrumente beschlossen. Sie sind somit 
auch Mittel zum Zweck für die Setzung von Rechtssätzen.  
Die Beschlussfassung erfolgt dabei meist mit einfacher Mehrheit, es sei denn eine 
Zweidrittelmehrheit ist in der Verfassung vorgesehen (vgl. Art. IV C. Abs. 8 (a) UNESCO-
Verfassung).43 Die Resolutionen sind für die angesprochenen Organe und die 
Generalkonferenz selbst verbindlich, entfalten jedoch keine Außenwirkung über die 
„Grenzen“ der Organisation heraus. Diese Schlussfolgerung kann schon deshalb getroffen 
werden, da der Normadressat der Resolutionen meist ein Organ ist und sich daher innerhalb 
der UNESCO befindet. Auch die Tatsache, dass die Regelungsgegenstände die interne 
Organisation betreffen und folglich eine externe Geltung nicht relevant und notwendig ist, 
sprechen für dieses Ergebnis. Darüber hinaus befinden sich in den verschiedenen 
Verfahrensordnungen keine Hinweise darauf, dass der Beschluss der Generalkonferenz eine 
Bindungswirkung entfalten soll, die extern wirkt. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass 
Resolutionen außerhalb des organisatorischen Rahmens der UNESCO keine unmittelbaren 
Verpflichtungen begründen. 
Die Praxis der Generalkonferenz als Vollversammlung der UNESCO hat sich zwar in 
Anlehnung an die Gegebenheiten in der Generalversammlung der VN entwickelt, es gibt 
jedoch Unterschiede. Beispielsweise werden dort interne Beschlüsse mittels einer 
Entscheidung („decision“) verabschiedet, konkrete Empfehlungen aber im Rahmen einer 
Resolution. Dabei gilt allerdings, dass die Resolution nicht Mittel zum Zweck der 
Verabschiedung sind, sondern selbst den Regelungstext als solchen enthalten und demnach 
selbst ein Rechtsinstrument sind, welches Außenwirkung entfaltet.44 Gleiches gilt auch für 




Auch Entscheidungen sind Beschlussinstrumente, allerdings die des Exekutivrates. Es ist 
davon auszugehen, dass mit der Unterscheidung zwischen Resolution und Entscheidung 
eine klare Zuordnung der Beschlüsse zu den Organen vorgenommen werden sollte. 
Möglicherweise lässt sich damit auch eine gewisse Rangfolge erkennen, da Entscheidungen 
des Exekutivrates zwar ebenfalls wichtig, aber nicht repräsentativ für alle Mitglieder der 
Organisation stehen, wie es bei der Generalkonferenz der Fall ist.  
Auch im Falle des Exekutivrates werden mittels „decisions“ interne Verfahren und die 
Zuweisung von Aufgaben beschlossen. Beispielsweise werden die Verfahrensregeln des 
Exekutivrates46 durch Entscheidungen beschlossen und abgeändert.47 Auch die 
Beschlussfassung erfolgt i.d.R. mit einfacher Mehrheit, es sei denn es wird eine 
Zweidrittelmehrheit verlangt (vgl. Rule 50, 51 RoP-EX). Die Wirkung ist den Resolutionen der 
Generalkonferenz gleich, d.h. auch sie sind für die angesprochenen Organe und den 
                                               
42 Vgl. u.a. 18 C/Resolution 3.424; 35 C/Resolution 36.  
43 Dies ist u.a. dann der Fall, wenn über die Aufnahme von Mitgliedern entschieden werden soll, die nicht 
Mitglied in den VN sind (vgl. Art. II Abs. 8 UNESCO-Verfassung).   
44 Vgl. dazu so auch Fassbender: Resolution/Deklaration/Beschluß, in: Volger (Hrsg.), Lexikon der Vereinten 
Nationen, S. 444f. 
45 Dies geht schon allein aus Art. 25 UN-Charta hervor.  
46 UNESCO, Rules of Procedure of the Executive Board, Basic Texts, 2012, S. 71ff. [zitiert als “RoP-EX”].  
47 Vgl. u.a. UNESCO, Executive Board, 188 EX/Decision 18.  
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Exekutivrat selbst verbindlich, eine Wirkung außerhalb der UNESCO entfalten sie 
unmittelbar jedoch nicht.48 
 
c. Zwischenergebnis  
 
Die drei wesentlichen Normsetzungsinstrumente der UNESCO sind Erklärungen, 
Empfehlungen und internationale Übereinkommen. Mit ihnen sollen die in der Verfassung 
verankerten Ziele umgesetzt und dementsprechend Vorgaben für die Mitgliedstaaten 
gemacht werden. Sowohl Erklärungen als auch Empfehlungen sind rechtlich nicht 
verbindlich, wobei Empfehlungen dennoch Verpflichtungen für alle Mitgliedstaaten, 
namentlich die Vorlage- und die Berichtspflicht, beinhalten. Die Vorlagepflicht, die sowohl für 
Empfehlungen, als auch für Abkommen gilt, ist eine Besonderheit, die sich nur vereinzelt in 
anderen Organisationen wiederfindet. Resolutionen und Entscheidungen konnten als 
Beschlussinstrumente der Organe, namentlich der Generalkonvergenz (Resolutionen) und 
des Exekutivrates (Entscheidungen) identifiziert werden, deren Regelungsgegenstände 




C. ENTSTEHUNG VON UNESCO-RECHTSAKTEN 
 
Dieser Abschnitt widmet sich der Entstehung der Rechtsinstrumente, die im Kapitel B. nach 
ihrer Art und Verbindlichkeit eingeordnet wurden. Da festgestellt werden konnte, dass 
Entscheidungen und Resolutionen nur als Beschlussinstrumente genutzt werden, darüber 
hinaus über die UNESCO aber keine unmittelbare Wirkung entfalten, soll ihr 
Zustandekommen im Folgenden nicht weiter betrachtet werden.  
Für Erklärungen gibt es erst seit 2005 eine schriftlich fixierte Regelung für den Ablauf über 
die Entstehung von Erklärungen. Sie ist eng an die bereits seit 1950 bestehenden 
Verfahrensregelungen für Empfehlungen und internationale Übereinkommen angelehnt, 
weshalb zunächst mit letzteren begonnen wird. Da diese außerdem einem gemeinsamen 
Entstehungsprozess unterliegen, werden sie in einem Abschnitt zusammengefasst.  
 
a. Empfehlungen und internationale Übereinkommen  
 
Wie schon mehrfach hervorgehoben verlangt die Verfassung Vorschläge über Abkommen 
und Empfehlungen. Um diesem Ziel gerecht zu werden, musste ein praktikables Verfahren 
entworfen werden, das auf der einen Seite prüft, inwiefern ein Rechtsinstrument notwendig 
und zum anderen, wie es inhaltlich ausgestaltet werden sollte. Auch hier wurde sich den 
bereits bestehenden und in der Praxis erprobten Regelungen der ILO bedient und eine 
entsprechende Ordnung entworfen, die 1950 von der Generalkonferenz in ihrer 5. Sitzung 
verabschiedet wurde.49 
Ganz grundsätzlich lässt sich der Entstehungsprozess grob in vier wesentliche Stufen 
unterteilen, die sich mindestens über vier Jahre (zwei Sitzungen der Generalversammlung) 
erstrecken, bis letztlich das fertige Ergebnis verabschiedet wird. Auf einer (i) ersten Stufe gilt 
                                               
48 An dieser Stelle gilt das bereits Gesagte bezüglich der UNESCO-Resolutionen (S.11). Empfänger einer 
Entscheidung sind Organe der UNESCO und Regelungsinhalt ausschließlich interner Natur. Daraus lässt sich 
im Umkehrschluss eine darüber hinaus gehend rechtliche Bindungswirkung ausschließen.  
49 Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., S. 32f; 




es im Rahmen einer vorausgehenden Studie herauszufinden, ob für einen bestimmten 
Themenkomplex überhaupt die Notwendigkeit zur Regelung besteht. Darüber und über die 
Frage, ob diese auch als wünschenswert erachtet wird, (ii) entscheidet abschließend die 
Generalkonferenz auf einer zweiten Stufe. Ist der Beschluss positiv, wird der (iii) Auftrag zur 
Ausarbeitung an den Generaldirektor gegeben, der dann im dritten Schritt zunächst einen 
vorläufigen und später einen finalen Bericht entwirft. In diesem Prozess kommt es zur 
Beteiligung der Mitgliedstaaten. Frühestens auf der darauf folgenden Generalkonferenz wird 
dann das (iv) jeweilige Instrument verabschiedet. 
 
i. Die vorausgehende Studie als Grundvoraussetzung 
 
Da die Agenda der Generalkonferenz vom Exekutivrat ausgearbeitet und aufgestellt wird,50 
kann die Initiative zum Setzen eines Themas auf die Agenda von verschiedenen Seiten 
ausgehen (Mitgliedstaaten, Assoziierte Mitglieder, Generaldirektor, Exekutivrat, 
Generalkonferenz).51 Gemäß Art. 3 (a) RoP-RC ist für das Setzen eines Themas auf die 
Agenda der Generalkonferenz nur notwendig, dass eine Studie über die technischen und 
rechtlichen Aspekte des problematischen Themenkomplexes angefertigt wird. Dies 
geschieht meist durch die fachspezifischen Sektoren des Sekretariats oder anderen 
Expertenausschüssen.52 Gemeinsam mit dem Wunsch, die Problematik auf die Agenda zu 
setzen, wird diese dann an den Exekutivrat weitergeleitet und muss von ihm mindestens 90 
Tage vor Eröffnung der nächsten Sitzung der Generalkonferenz geprüft werden (vgl. Art. 3 
(b) RoP-RC). An dieser Stelle gibt es zwei Möglichkeiten für das weitere Vorgehen: 
Entweder die Prüfung fällt positiv aus und das Thema wird auf die Agenda der 
Generalkonferenz gesetzt, oder die vorliegende Studie ist noch nicht aussagekräftig genug, 
weshalb der Exekutivrat um die Anfertigung einer weiteren bittet (vgl. Art. 4 Abs. 2 RoP-RC). 
Dieser Prozess kann sich über mehrere Sitzungen des Exekutivrates erstrecken, insofern 
noch keine Einigkeit unter den Staaten besteht bzw. weitere Konsultationen notwendig 
sind.53 Ergebnisse der Untersuchung, inklusive möglicher Kommentierungen und Hinweise 
werden an die Generalkonferenz weitergeleitet (vgl. Art. 4 Abs. 1 RoP-RC).  
Der Generaldirektor hat danach die Aufgabe, den Vorschlag über die Notwendigkeit eines 
Standardsetzungsinstruments gemeinsam mit der Studie und den Anmerkungen des 
Exekutivrates bis spätestens 70 Tage vor Beginn des nächsten Zusammenkommens der 
Generalkonferenz weiterzuleiten (vgl. Art. 5 RoP-RC). 
 
ii. Entscheidung darüber, ob es eine Regelung geben soll 
 
Somit sind alle Vorbereitungen für eine erste Tagung über das relevante Thema getroffen 
und die Generalkonferenz kann sich mit der Beantwortung drei wesentlicher Fragen 
beschäftigen (vgl. Art. 6 RoP-RC). Zum einen, ob die Angelegenheit überhaupt durch ein 
Normsetzungsinstrument geregelt werden sollte. Das impliziert die Frage danach, ob es 
bereits bestehende Regelung im internationalen Recht gibt, die möglicherweise ausreichend 
wären, um den möglichen negativen Folgen durch Tourismus auf Kulturgüter angemessen 
Rechnung zu tragen.54 Entscheidet sich das Gremium für die grundsätzliche Notwendigkeit, 
werden konkrete Orientierungshilfen für dessen Ausgestaltung und Umfang gegeben. 
Zuletzt wird dann beschlossen, welches der beiden zur Auswahl stehenden 
                                               
50 Für das Setzen der Tagesordnung der Generalkonferenzsitzungen ist der Exekutivrat nämlich gem. Art. V B. 
Abs. 6 (a) UNESCO-Verfassung zuständig. 
51 Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., S. 38f.  
52 Ebenda, S. 39.  
53 So bspw. bei der Frage nach einem Standardsetzungsinstrument für die Erhaltung von Denkmälern und die 
nachhaltige Entwicklung von Tourismus. Hierzu gab es bereits mehrere Entscheidungen des Exekutivrates 
eine abschließende Entscheidung vorerst noch zu verschieben (vgl. dazu 190 EX/12).  
54 Insofern beispielhaft der Verweis erneut auf 190 EX/12.  
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Rechtsinstrumente geeignet scheint bzw. von den Mitgliedstaaten gewünscht wird. Hier 
kann der Kreis zu den im zweiten Kapitel gemachten Aussagen über den Charakter der 
Standartsetzungsinstrumente wieder geschlossen werden: Sollen nur grundlegende 
Prinzipien festgelegt werden und die konkrete Ausgestaltung auf nationaler Ebene den 
Mitgliedstaaten überlassen werden, so scheint eine Empfehlung grundsätzlich als geeignet. 
Wird jedoch angestrebt, eine verbindliche Regelung zu schaffen, die u.a. konkrete Vorgaben 
über die Finanzierung und damit einhergehende Zahlungsverpflichtungen macht (vgl. Art. 16 
der Welterbekonvention) oder beispielsweise eine Institution als zwischenstaatliches 
Gremium gegründet werden soll (z.B. Welterbekommittee), welche weitere normative 
Schritte in diesem Bereich ermöglicht, bietet sich die Verabschiedung eines internationalen 
Übereinkommens an. Im Übrigen lässt der Wortlaut der Regelung in Art. 6 RoP-RC 
möglicherweise darauf schließen, dass im Grundsatz die Verabschiedung einer Konvention 
angestrebt wird, die Empfehlung aber alternativ zur Verfügung steht.55 Dagegen spricht 
jedoch die Anfertigung einer vorherigen Untersuchung über rechtliche und technische 
Aspekte. Dies deutet eher darauf hin, dass grundsätzlich beide Instrumente gleichrangig zur 
Auswahl stehen, sich aber für das entschieden werden sollte, was aufgrund seines 
(Verbindlichkeits-) Charakters am besten geeignet erscheint. Nicht immer führt ein 
verbindliches Rechtsinstrument, insbesondere wegen der notwendigen Ratifizierung, auch 
zur optimalen Zielverwirklichung. Außerdem kann ein Themenkomplex darauf angewiesen 
sein, dass sich die Staaten individuell um eine, in ihrem System passende, Regelung und 
Umsetzung der Prinzipien bemühen. Das könnte eine starre Konvention möglicherweise 
verhindern. Diese Flexibilität bei der Umsetzung wird auch von den Mitgliedstaaten selbst 
bevorzugt.56 Aber das wohl ausschlaggebende Kriterium bei der Entscheidung zwischen 
einer Empfehlung und einem Übereinkommen ist der „Reifegrad“ des Anliegens. Liegt der 
noch nicht in ausreichendem und angemessenem Maße vor, so soll auf die Verabschiedung 
einer Konvention verzichtet werden.57 Von einem Mangelnden Reifegrad kann ausgegangen 
werden, wenn es keine grundsätzliche Einigkeit über die Art und Weise der Ausgestaltung 
gibt, unterschiedliche Konzepte und Ideen bzgl. der Problemlösung bestehen und folglich 
kein einheitlicher, gemeinsamer Weg eingeschlagen werden kann.  
Während der Konferenz kann es allerdings auch dazu kommen, dass sich die Mitgliedstaaten 
nicht adäquat einigen können oder das Thema insgesamt noch zu unausgereift scheint, 
sodass keine Entscheidung im Rahmen von Art. 6 RoP-RC getroffen werden kann. Ist das 
der Fall, kann sie mittels Beschluss (durch eine Resolution) auf das nächste Treffen vertagt 
werden (vgl. Art. 7 Abs. 1 und 2 RoP-RC).  
Wichtig ist, dass nichts verabschiedet wird, bevor es nicht in der vorherigen 
Generalkonferenz ein erstes Mal besprochen wurde. Dies impliziert, dass auf derselben 
Sitzung nie ein erstes Mal darüber diskutiert und gleichzeitig verabschiedet werden kann. 
Damit soll verhindert werden, dass voreilig Rechtssätze verabschiedet werden, denen es 
zum einen an inhaltlicher Qualität, zum anderen möglicherweise auch an Akzeptanz 
mangelt.58 Es sollen wenige, aber dafür wirkungsvolle Rechtsinstrumente geschaffen und 
eine Überflutung und daraus resultierende Unübersichtlichkeit vermieden werden. 
Außerdem bedarf es bei der Ausarbeitung des Textes der Beteiligung der Mitgliedstaaten 
und – darauf soll in diesem Zusammenhang besonders Wert gelegt werden – der 
nichtstaatlichen Akteure und Wissensgemeinschaften. Eine angemessene Beteiligung kann 
nur gewährleistet werden, wenn nicht voreilig agiert wird.  
 
                                               
55 In Art. 6 RoP-RC heißt es nämlich „(…) eine internationale Konvention oder alternativ, eine Empfehlung an die 
Mitgliedstaaten sein sollte“.  
56 So auch Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., 
S. 37. 
57 Ebenda. 
58 Ebenda.  
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iii. Ausarbeitung eines Entwurfs 
 
Entschließt sich die Generalkonferenz für die Ausarbeitung eines Norminstruments, so 
beauftragt sie den Generaldirektor (bzw. insgesamt das Sekretariat) mit der Ausarbeitung 
eines Berichts über die vorgetragenen Standpunkte und der Formulierung des Textes (vgl. 
Art. 10 Abs. 1 RoP-RC). Dieser erste Bericht muss 14 Monate vor der nächsten Sitzung die 
Mitgliedstaaten und ihre zuständigen Stellen erreichen, die für eine erste Kommentierung 
vier Monate Zeit bekommen (vgl. Art. 10 Abs. 2 RoP-RC). In diesem Stadium ist die 
tatsächliche Beteiligung der Mitgliedstaaten gering. Es findet kein aktiver Austausch statt, 
sodass die Anmerkungen vielmehr grundsätzlicher Natur sind und mit hoher 
Wahrscheinlichkeit vorwiegend die Aufarbeitung der letzten Sitzung und der dort 
dargelegten Positionen betrifft. Außerdem kennt der Generaldirektor jetzt zwar die 
Ansichten der Mitgliedstaaten, ob und welche Anregungen er allerdings umsetzt und 
welches Gewicht er ihnen verleiht, bleibt allein ihm überlassen. Natürlich wird er aber an 
einer ausgewogenen Ausarbeitung interessiert sein, um später eine breite Mehrheit zu 
erreichen und eine gute Grundlage für weitere Diskussionen zu bieten. Diese Grundlage ist 
der finale Bericht, in dem alle Anmerkungen und Kommentierungen zusammengefasst 
werden und der die Mitgliedstaaten bis spätestens sieben Monate vor Sitzungsbeginn 
erreichen muss (vgl. Art. 10 Abs. 3 RoP-RC).  
Um die angesprochene breitere Beteiligung bei der Ausarbeitung des Normtextes zu 
gewährleisten, wird, insofern die Generalkonferenz vorher nichts anderes beschlossen hat, 
ein Sonderausschuss einberufen (vgl. Art. 10 Abs. 4 RoP-RC). Dieser Ausschuss setzt sich 
aus Fach- und Rechtsexperten, aber auch aus den diplomatischen Staatenvertretern 
zusammen, die durch die Mitgliedstaaten bestimmt werden. Das Zusammenkommen 
dieses plenaren, zwischenstaatlichen Organs ist der eigentliche Ort der Verhandlungen über 
den Inhalt des Rechtsetzungsinstruments, an dem sich insbesondere auch nichtstaatliche 
Akteure beteiligen. Der dort fertiggestellte Entwurf wird in der Generalkonferenz nur noch 
wenig abgeändert. Eine separate Konferenz zu diesem Thema ist nämlich schon deshalb 
notwendig, da die Sitzungszeit während der Generalkonferenz begrenzt ist und keine 




Die Konvention oder die Empfehlung wird mittels Zweidrittel- bzw. einfacher Mehrheit (vgl. 
Art. 12 Abs. 1 und 2 RoP-RC) verabschiedet. Sollte die notwendige Mehrheit für das 
internationale Übereinkommen nicht erreicht werden, kann der Entwurf auf Beschluss der 
Generalkonferenz zum Abschluss der Sitzung als Empfehlung verabschiedet werden, wofür 
eine einfache Mehrheit ausreichend ist. Andernfalls kann der Entwurf auch auf der nächsten 
Konferenz noch einmal zum Beschluss vorgelegt werden (vgl. Art. 13 RoP-RC).  
 
b. Erklärungen  
 
In Anlehnung an das Verfahren für Empfehlungen und Konventionen gibt es für Erklärungen 
seit 2005 ein kodifiziertes Verfahren.59 Auch hierbei ist es zunächst notwendig, dass die 
Generalkonferenz auf der Basis eines Berichts oder einer Empfehlung eines Organs, dessen 
Mitglieder durch die Generalkonferenz gewählt wurden, beschließt, ob sie eine Erklärung für 
wünschens- und erstrebenswert erachtet (vgl. Stufe 1 MSPDC). Nachdem der Entwurf einer 
Erklärung durch den Generaldirektor in Kooperation mit den Mitgliedstaaten und 
möglicherweise stattfindenden zwischenstaatlichen Treffen ausgearbeitet wurde (vgl. Stufe 
2 MSPDC), wird er in der Generalkonferenz nochmals diskutiert und abschließend mit eine 
Resolution verabschiedet. Besonders Merkmal ist, dass sich bestenfalls um eine 
                                               
59 Das Verfahren ist niedergelegt in der MSPDC (siehe Fußnote 21).  
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einstimmige Entscheidung bemüht und auf diese hingearbeitet werden muss (vgl. Stufe 3 
MSPDC). Dies erscheint folgerichtet, wenn man den universellen Charakter der Erklärungen 
berücksichtigt und damit zwar kein rechtlich verbindliches, aber ein dennoch sichtbares und 
gemeinsam akzeptiertes Zeichen gesetzt werden soll, woran sich die Mitgliedstaaten 




Die Entstehungsprozesse von Rechtssetzungsinstrumenten sind insbesondere durch eine 
intensive Beschäftigung mit der jeweils zugrunde liegenden Thematik gekennzeichnet. 
Voreilige Beschlüsse über rechtliche Regulierungen sollen vermieden und Qualität bei der 
Ausarbeitung in den Vordergrund gestellt werden. Sowohl die Angemessenheit bzw. die 
Geeignetheit, der passende Zeitpunkt für eine Regelung und darüber hinaus die Frage, ob 
die UNESCO der geeignete Regelungsgeber ist, sind ausschlaggebende Kriterien bei der 
Ausarbeitung und Verabschiedung.  
 
 
D. IMPLEMENTIERUNG UND MONITORING 
 
Mit der Verabschiedung eines Rechtsinstruments ist zwar ein wesentlicher Teil auf dem 
Weg zur Erreichen des Gesamtziels erreicht, nichtsdestotrotz ist eine effektive und 
wirksame Implementierung der dort niedergelegten Prinzipien oder Regelungen 
unabdingbar. Ferner scheint es geboten, die Umsetzungsprozesse zu beobachten, den 
Mitgliedstaaten ggf. Unterstützung anzubieten und immer wieder die Einhaltung der 
Regelungen zu fordern.  
 
a. Empfehlungen und internationale Übereinkommen  
 
Wie in Kapitel B. bereits angedeutet, ist die Besonderheit im Rahmen der UNESCO die 
Pflicht zur Vorlage der beschlossenen Empfehlung oder dem internationalen 
Übereinkommen gem. Art. IV B Abs. 4 der UNESCO-Verfassung i.V.m. Art. 15 und 16 der 
RoP-RC eines jeden Mitglieds. Diese gilt unabhängig davon, ob sich der betreffende Staat 
für die Verabschiedung ausgesprochen hat und eine Unterzeichnung bzw. Ratifizierung plant 
oder nicht. Dass eine eigentlich nicht verbindliche Regelung bzw. ein nicht ratifizierter und 
unterzeichnete Konvention dennoch Verpflichtungen dieser Art mit sich bringt, ist eine 
zentrale Besonderheit. Eine ähnliche Regelung sieht auch Art. 19 Abs. 5 und Art. 20 ILO-
Verfassung vor, sodass auch im Rahmen der ILO beschlossene Konvention den zuständigen 
nationalen Stellen vorgelegt werden müssen.60 Es lässt sich also festhalten, dass die 
Vorschriften der ILO höchstwahrscheinlich als Vorbild für den Gründungsvertrag der 
UNESCO dienten. Darüber hinaus sieht auch Art. 20 der WHO-Verfassung61 eine derartige 
Pflicht der Staaten vor, die Umsetzung und Annahme der Abkommen voranzutreiben und 
dafür den zuständigen Stellen in jedem Falle vorzulegen. Im Fall der UNIDO kann die dortige 
Generalkonferenz gem. Rule 112 Abs. 3 der Geschäftsordnung62 den Mitgliedstaaten 
empfehlen, die verabschiedeten Konventionen und Abkommen den nationalen Stellen 
einzureichen. Die Regelung dort ist demnach schwächer formuliert, im Ansatz aber 
erkennbar.  
                                               
60 Vgl. auch Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, 
a.a.O., S. 31, Fn. 1. 
61 Satzung der Weltgesundheitsorganisation vom 22. Januar 1974, in: BGBl. II, 1974, Nr. 4, S. 43. 
62 UNIDO, Rules of Procedure of the General Conference (Fundstelle ausführlich im Literaturverzeichnis). 
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Eine Vorlagepflicht kann wesentliche Anstöße zur Umsetzung, Beachtung und damit zur 
Implementierung der Regelung leisten und ist demnach zu begrüßen. Sie ist auch in anderen 
Sonderorganisationen der VN zu finden.  
 
Darüber hinaus ist die regelmäßige Berichtspflicht gem. Art. VIII UNESCO-Verfassung i.V.m. 
Art. 17 RoP-RC von Bedeutung. Sie verpflichtet alle Mitgliedstaaten dazu, der Organisation 
eine Stellungnahme über jegliche Maßnahmen abzugehen, die im Zusammenhang mit einer 
Empfehlung oder einem Übereinkommen stehen und infolge dieser ergriffen wurden.63 Der 
Exekutivrat (und insbesondere der Unterausschuss für Konventionen und Empfehlungen),64 
der mit der Überprüfung betraut ist, übergibt die Berichte bzw. eine Zusammenfassung 
dieser inklusive Kommentierungen und Beobachtungen an die Generalkonferenz (vgl. Art. 18 
RoP-RC). Genau wie bei der Vorlagepflicht an nationale Stellen, trifft auch diese 
Verpflichtung gleichermaßen alle Mitgliedstaaten, unabhängig von ihrer vorherigen 
Zustimmung zur Empfehlung oder dem Beitritt zur Konvention. Diese Rechtfertigungspflicht 
hat zwei wesentliche Effekte: Zum einen müssen die Staaten eine Erklärung dazu abgeben, 
ob sie überhaupt entsprechende Schritte zur Implementierung vorgenommen haben und 
welche das sind. Dies setzt die Staaten zumindest politisch unter Druck. Darüber hinaus 
erhält das Sekretariat eine Rückmeldung und kann aufgrund dieser Informationen 
theoretisch korrigierende Maßnahmen ergreifen, den Staaten bei der Umsetzung 
Hilfestellungen geben oder zur flächendeckenden Umsetzung auffordern. Die Grundlage für 
eine Ursachenforschung ist gelegt.   
 
b. Erklärungen  
 
Bis zur Verabschiedung des Mehrstufigen Verfahrens zur Ausarbeitung von Erklärungen 
(MSDPC) im Jahr 2005 gab es für beschlossene Erklärungen keine allgemeine Regelung 
über mögliche Implementierungs- oder Überwachungsmechanismen. 65 Nur teilweise 
enthielten die Erklärungen selbst entsprechende Regelungen.66 Bei manchen beschränkten 
sich diese darauf, dass dem Generaldirektor die Aufgabe übertragen wurde, den Text 
weitestmöglich zu verbreiten, um alle relevanten Akteure darüber zu informieren.67 Eine 
nachträgliche Kontrolle dafür wurde allerdings nicht vorgesehen. Andere Erklärungen 
enthalten wiederum ein ausgeprägtes System zur Implementierung.68   
                                               
63 Eine abweichende Ansicht vertritt Hüfner, indem er sagt, dass die Staaten zur Stellungnahme nur bei 
Übereinkommen verpflichtet sind (vgl. dazu Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, S. 23). Allerdings sind 
sowohl Art. VIII UNESCO-Verfassung, als auch Art. 17 Abs. 1 RoP-RC eindeutig und verpflichten die Staaten 
zur Stellungnahme sowohl bei Empfehlungen, als auch bei Konventionen. Eine abweichende Formulierung 
findet sich nur in den Empfehlungen selbst, die aber unerheblich ist und insbesondere der UNESCO-
Verfassung nicht vorgehen darf (lex superior derogat legi inferiori), weshalb an dieser Stelle eine andere 
Ansicht vertreten werden soll. Auch Matsuura spricht von einer Pflicht bei beiden Rechtsinstrumenten (vgl. 
Matsuura, Foreword, in: Yusuf (Hrsg.), Standard-setting in UNESCO, Vol. I, S. 12). 
64 Vgl. dazu auch Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, S. 22f.  
65 Vgl. Boisson de Chazournes, Monitoring, Supervision and Coordination of Standard-setting Instruments of 
UNESCO, in: Yusuf (Hrsg.), Standard-setting in UNESCO, Vol. I, S. 57.  
66 Beispiele dazu bei Boisson de Chazournes, ebenda, S. 56. 
67 Z.B. Declaration of the Principles of International Cultural Cooperation. 
68 Z.B. Allgemeine Erklärung der UNESCO zur kulturellen Vielfalt, dort im Annex II: Main lines of an action plan 
for the implementation of the Universal Declaration; außerdem: Allgemeinen Erklärung über das menschliche 
Genom und Menschenrechte.  
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E. KRITISCHE BEWERTUNG UND VERBESSERUNGSANSÄTZE 
 
In diesem Kapitel werden die eingeordneten UNESCO-Rechtsakte69 und deren Entstehung 
kritisch bewertet und Verbesserungsansätze entwickelt.  
 
a. Rechtsakte und ihre Rechtsverbindlichkeit  
 
Recht wird gesetzt, um gewisse Zielstellungen zu verwirklichen. Um einschätzen zu können, 
inwiefern die Rechtsakte der UNESCO zur Verwirklichung deren Zielvorgaben beitragen, 
bedarf es eines Kriteriums. Dafür kann die Verbindlichkeit des gesetzten Rechts dienen, 
wenn man annimmt, dass der Zielerreichungsgrad am größten ist, wenn es sich um 
verbindliches Recht handelt. Insofern ist positiv hervorzuheben, dass von insgesamt 83 
Rechtsakten immerhin 38 verbindlich sind. Diese Verbindlichkeit entfaltet aber nur dann ihre 
Wirksamkeit, wenn die Staaten die Konventionen auch (am besten vorbehaltslos) 
unterzeichnen, ratifizieren und ihre innerstaatliche Politik und Gesetzgebung danach 
ausrichten. Mit Blick auf die Ratifikationsstände70 muss leider festgestellt werden, dass nur 
drei internationale Abkommen71 von mindestens 70 % der Mitglieder der UNESCO ratifiziert 
wurden. Positiv hervorzuheben ist jedoch, dass dies auch ohne wesentliche Vorbehalte 
geschah. Im Übrigen wurden die regionalen Konventionen zumeist von mindestens der 
Hälfte (meist mehr) aller infrage kommenden Staaten ratifiziert. Darüber hinaus haben 19 
Konventionen72 einen Ratifikationsstand von teilweise weit unter 50 %. Bedenkt man, dass 
dem Beschluss jedoch Zweidrittel aller Mitglieder zugestimmt haben, ist dies ein 
ernüchterndes Ergebnis. Zusammengefasst bedeutet dies, dass nur ein kleiner Bruchteil der 
verbindlichen Konventionen überhaupt ihre Wirkung entfalten und im umfassenden Maße 
zur Erreichung der Ziele beitragen kann.73 Ein Lösungsansatz könnte möglicherweise eine 
nähere Analyse liefern, die versucht Gründe herauszuarbeiten, weshalb auf der einen Seite 
für die Verabschiedung gestimmt wird, es zu einer Ratifikation jedoch nicht kommt. Ein 
Grund hierfür könnte die Tatsache sein, dass andere Staaten Rechtsetzung grundsätzlich 
nicht aufgrund ihrer eigenen Präferenzen verhindern wollen und folglich dennoch 
zustimmen, da daraus noch keine vertragliche Verpflichtung erwächst (abgesehen von der 
Berichts- und Vorlagepflicht). Ein weiterer Grund könnte die Hürde der nationalen 
Zustimmungsgremien sein, die mit ihrem Veto eine Ratifikation verhindern können.74  
Der Mangel an Verbindlichkeit von Erklärungen und Empfehlungen kann sowohl als Vor- als 
auch Nachteil angesehen werden. Mit Blick auf das Gesagte ist es natürlich nachteilig, wenn 
sich die Staaten nicht an die Vorgaben halten müssen und insofern keine Verantwortung z.B. 
für den Schutz von Kulturgütern tragen. Auf der anderen Seite können unverbindliche 
Regelungen zunächst eine Art Türöffner sein, mit dem man Staaten iterativ dazu bringt, 
diese umzusetzen und ihre Politik daran zu orientiert. Die Hemmschwelle liegt umso 
niedriger, je weniger verbindliche Regeln damit einhergehen.75 Durch eine regelmäßige, 
effektive Berichtspflicht und darauf aufbauender kooperativer Zusammenarbeit, sowohl der 
Staaten und deren nationalen UNESCO-Kommissionen untereinander, als auch mit der 
UNESCO und deren Gremien, können Zielvorgaben erreicht werden. Nicht unproblematisch 
                                               
69 Hier soll aus genannten Gründen nicht weiter auf Resolutionen u. Entscheidungen eingegangen werden.  
70 Vgl. hierzu UNESCO, General Conference, Monitoring of the implementation of UNESCO’s standard-setting 
instruments, Information document, 36 C/INF. 7, Annex II. 
71 So u.a. die Welterbekonvention (1972). 
72 Exklusive aller Abkommen mit regionalem Bezug.  
73 An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass die Ratifikationsstände nur ein Hinweis darauf sind, wie 
gut Recht letztlich umgesetzt und zur Erreichung der Ziele beitragen kann. Dies bedeute nicht zwingend, dass 
z.B. im Bereich Bildung keinerlei bzw. nur wenig Fortschritte gemacht wurden und deshalb dem Ziel 
„Friedenswahrung durch Bildung“ nicht ausreichend Rechnung getragen wird.  
74 Als inzwischen klassisches Beispiel gilt der Senat der Vereinigten Staaten von Amerika. 
75 Oder je weniger Streitschlichtungsvorgaben gemacht werden: vgl. dazu Schorlemer, UNESCO Dispute 
Settlement, in: Yusuf (Hrsg.), Standard-setting in UNESCO, Vol. I, S. 73ff. 
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ist dabei allerdings die Finanzierung der UNESCO und ihrer Projekte. Durch Konventionen 
kann man (insofern die Staaten davon keinen Vorbehalt erklären) zur Zahlung von 
zusätzlichen Beiträgen76 verpflichten und erreicht damit eine langfristige Planungssicherheit. 
Mit Blick auf die aktuelle Finanzkrise in der UNESCO77 scheint dies einmal mehr ein 
determinierender Faktor bei der Umsetzung von Rechtsinstrumenten und deren Ideen.  
 
b. Entstehungsprozess  
 
Die Entstehung der drei wesentlichen Rechtsakte ist durch eine ausgewogene Beteiligung 
und Verzahnung aller Organe innerhalb der UNESCO, aber auch einer gemeinsamen 
Beteiligung der Mitgliedstaaten gekennzeichnet.78 Sowohl der Exekutivrat, als auch das 
Sekretariat und die Generalkonferenz werden an der Ausarbeitung beteiligt. In diesem 
Zusammenhang kritisch zu bewerten, ist die zunehmende „Verstaatlichung“ des 
Exekutivrats.79 Damit einhergehen unweigerlich eine abnehmende Beteiligung von 
Fachexperten und damit eine zunehmende Politisierung. Im Übrigen ist der 
Entstehungsprozess aber zumindest durch eine Reihe von Kontrollstufen gekennzeichnet, 
welche die Geeignetheit, die Aktualität und nicht zuletzt die Qualität der Rechtsinstrumente 
und damit den „Reifegrad“ überprüfen.80 Insbesondere auch die vorausgehende Studie 
zeigt, dass inhaltliche und fachliche Kompetenz für die Arbeit von großer Bedeutung ist. Der 
gesamte Prozess dauert mindestens vier Jahre und verhindert voreilige Beschlüsse und 
ermöglicht eine umfangreiche und kritische Prüfung der Vorschläge.81  
Durch die Einberufung von Sonderausschüssen zur Ausarbeitung von Empfehlungen und 
Konventionen findet eine intergouvernementaler Verhandlung unter Einbindung 
zivilgesellschaftlicher Akteure statt, was grundsätzlich zu begrüßen ist. Allerdings musste 
die Generalkonferenz bis 2011 in einer Resolution explizit beschließen, dass es zur 
Einberufung des Sonderausschusses zur Aushandlung kommen soll. Da es bei einigen 
Empfehlungen und Konventionen an dieser expliziten Weiterleitung fehlte, sprang der 
Exekutivrat im Rahmen seiner Kompetenz gem. Art. V B. Abs. 6 (b) UNESCO-Verfassung ein 
und konnte über die Notwendigkeit der Einberufung entscheiden.82 Yusuf forderte deshalb 
eine Änderung der Regelung in Art. 10 RoP-RC in der Weise, dass die Vorlage des 
vorläufigen Entwurfs zwingend vorgeschrieben wird.83 Dieser Forderung wurde zumindest 
insofern Rechnung getragen,84 als das die Regelung in Art. 10 Abs. 4 RoP-RC nun eine 
Weiterleitung an den Sonderausschuss annimmt, es sei denn, die Generalkonferenz 
beschließt explizit etwas anderes. Die vom ihm kritisierte Lücke scheint demnach 
geschlossen. Eine automatische und ausnahmslose Pflicht zur Vorlage an den 
Sonderausschuss gibt es dennoch nicht, weshalb das Gremium theoretisch umgangen 
werden kann. Mit Blick darauf, dass die aktive und kollektive Beteiligung der 
Mitgliedstaaten,85 ihrer Fachexperten und der zivilgesellschaftlichen Akteure wichtig ist,86 
wäre eine restriktivere Regelung wünschenswert gewesen. Es bleibt aber abzuwarten, ob 
die Regelung von der Generalkonferenz überhaupt zur Umgehung des zwischenstaatlichen 
Gremiums genutzt wird.  
                                               
76 Zusätzlich zu den Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber der UNESCO. 
77 Siehe dazu u.a. Hüfner, Muss die UNESCO pleite gehen? (Fundstelle ausführlich im Literaturverzeichnis). 
78 Yusuf, UNESCO Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., S. 42ff. 
79 Vgl. Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, S. 37.  
80 Vgl. ebenda, S. 42f.  
81 So auch ebenda, S. 44.  
82 Vgl. dazu ausführlicher in Yusuf, ebenda, S. 41. 
83 Ebenda.  
84 Änderung der RoP-RC durch 35 C/Resolutions, Records of the General Conference, 35th Session, Vol. I, 
Resolutions, S. 95. 
85 So auch Yusuf, Practices and Procedures for the Elaboration of Standard-setting Instruments, a.a.O., S. 41.  
86 Besonders wichtig schon deshalb, weil dies die einzige Möglichkeit intensiver, kollektiver und 




c. Implementierung und Monitoring  
 
Grundsätzlich ist sowohl die angesprochene Vorlage- als auch die Berichtspflicht für alle 
Mitgliedstaaten der UNESCO grundsätzlich positiv hervorzuheben. Wie bereits 
angesprochen können sie dazu beitragen, dass nationalen Regierungen immer wieder daran 
erinnert werden, an der Implementierung zu arbeiten und sich mit der zugrundeliegenden 
Thematik zu befassen. Nur die Jahresfrist könnte auf sechs Monate reduziert werden, um 
bei der Implementierung und Bekanntmachung keine Zeit zu verlieren. 
Jedoch sind weder ein Beschluss zur Kenntnisnahme der Berichte und deren Ergebnisse 
erforderlich, noch gibt es eine konkrete Regelung für den Fall, dass dieser Berichtspflicht 
nicht oder nicht in ausreichendem Maße nachgekommen wird. Außerdem gibt es keine 
spezifische Vorgehensweise für die ergebnisorientierte Weiterverarbeitung der aus den 
Berichten gewonnen Erkenntnisse. Es werden weder positive noch negative Anreize 
geschaffen, sodass die Rückmelderate gering ausfällt.87 Darüber hinaus werden die auf 
Fragebögen basierenden Berichte, zumeist durch das UNESCO Sekretariat,88 analytisch 
zusammengefasst. Dies hat zur Folge, dass Informationen herausfallen und die Ergebnisse 
oberflächlich sind.89 Darüber hinaus werden Erfolge hervorgehoben und die eigentlichen 
Mängel verschwiegen bzw. beschönigt dargestellt,90 sodass die Berichtspflicht insgesamt 
nicht dazu genutzt wird, kritisch zu hinterfragen, Probleme aufzudecken und 
Ursachenforschung zu betreiben. Dementsprechend spielt die angegebene 
Korrekturfunktion keine wesentliche Rolle und entfaltet nur geringe Wirkung. Um der 
Berichtspflicht eine bessere Wirkung zu verleihen, sollte sich für ein ausgeprägtes System 
zur Überwachung entschieden werden. Dieses sollte zunächst konkrete Zeiträume 
vorgeben, in denen die Staaten ihren Bericht abgeben müssen. Beispielsweise könnte 
bereits in den RoP-RC vorgesehen sein, dass alle Staaten aller vier Jahre dazu verpflichtet 
sind, Stellung zu nehmen. Dieser Bericht muss den Implementierungsstand aller 
relevanten91 Empfehlungen und internationale Übereinkommen, Begründungen über 
möglicherweise bestehende Untätigkeit und zukünftige Zielsetzungen enthalten, wie 
Mängel beseitigt werden sollen. Für die Behandlung in der Generalkonferenz könnte auch 
weiterhin ein zusammenfassender Bericht durch das Sekretariat angefertigt werden, 
allerdings muss der explizit drei Punkte enthalten: Zum einen Fortschritte und Erfolge, die zu 
verzeichnen sind. Darüber hinaus Probleme und Mängel, inklusive einer Aufzählung der 
Staaten, die Rechtsinstrumente bisher nicht umgesetzt oder ratifiziert haben. Zuletzt bedarf 
es Vorschläge über das weitere Vorgehen und konkrete Forderungen an die Mitgliedstaaten, 
aber auch an die UNESCO, die mit ihrer fachlichen Kompetenz die Mitgliedstaaten 
unterstützen oder aber Austauschforen etablieren kann, in denen sich die Staaten unter 
anderem durch den Austausch von Wissen gegenseitig unterstützen könnten. Um einen 
Informationsverlust zu vermeiden, scheint es außerdem sinnvoll, die staatenbezogenen 
Stellungnahmen im Anhang ebenfalls der Generalkonferenz zu übergeben. 
 
Möglicherweise wäre ein Verfahren in Anlehnung an das Staatenüberprüfungsverfahren des 
Menschenrechtsrats denkbar, der in regelmäßigen Abständen jedem Staat einer Kontrolle 
unterzieht und andere Staaten bei dieser Überprüfung mit einbezieht. Zumindest sollte ein 
umfassender Evaluationsprozess entwickelt werden, der eine gewinnbringende Nutzung der 
Stellungnahmen ermöglicht und den Staaten insofern negative, aber auch positive Anreize 
setzt.92  
                                               
87 Vgl. dazu ausführlicher Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, S. 26ff.  
88 Vgl. Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, S. 23.  
89 So auch ebenda.  
90 So auch Hüfner, Wer rettet die UNESCO?, Gastvortrag vom 10. Januar 2013 an der Technischen Universität 
Dresden. 
91 Nicht relevant wären regionale Konventionen, die den jeweiligen Staat betreffen.  
92 Vgl. dazu auch Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, S. 28 ff.  
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F. FAZIT  
 
Das primäre Ziel der VN ist die Wahrung des Weltfriedens, zu dessen Verwirklichung die 
UNESCO als Sonderorganisation ihren Beitrag leistet. Aufgrund der Anerkennung, dass 
Kriege in den Köpfen der Menschen entstehen und auch dort beseitigt werden müssen (vgl. 
Präambel der UNESCO-Verfassung), sind die Bereiche Bildung bzw. Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur von zentraler Bedeutung. Wie im Rahmen dieser Arbeit dargelegt, 
sollen in erster Linie Normsetzungsprozesse diesem Ziel gerecht werden. Dies können sie 
vorwiegend dann, wenn es geeignete Rechtsinstrumente, qualitativen Inhalts gibt, die durch 
einen umfassenden Monitoring- und Implementierungsmechanismus ergänzt und 
vervollständigt werden. Im Wesentlichen kommt es darauf an, dass die Einhaltung der 
gesetzten Regelungen sichergestellt werden kann.  
Insgesamt scheinen die Charakteristika der Rechtsinstrumente für die Normsetzung 
geeignet. Der Entstehungsprozess ist durch eine ausgewogenen Beteiligung und genaue 
Evaluierung gekennzeichnet, inwiefern das vorgeschlagene Rechtsinstrument notwendig ist 
und deshalb beschlossen werden sollte. Die Qualität steht im Mittelpunkt. Umso 
bedauernswerter ist es, dass ein Großteil der Konventionen nicht ratifiziert wird. Als ein 
Grund wurden die Mängel im Monitoring-Prozess identifiziert. Genau wie bei der Erarbeitung 
der jeweiligen Rechtsinstrumente auf Qualität geachtet wird, scheint es nunmehr dringend, 
auch bei den Monitoring- und Implementierungsmechanismen verstärkt Wert darauf zu 
legen. Es wäre insofern wünschenswert, die RoP-RC durch ein umfassenderes System zu 
ergänzen. Gerade die bereits bestehende und positiv hervorzuhebende Berichtspflicht der 
Staaten, die sowohl für Empfehlungen als auch internationale Übereinkommen gilt, kann als 
Basis dafür genutzt werden. Darauf aufbauend könnten konkrete Forderungen an 
Mietgliedstaaten formuliert, Evaluationsberichte erstellt werden und gleichzeitig sowohl 
positive als auch negative Anreize für die Ratifizierung bzw. Implementierung auf der einen 
und für die Einreichung entsprechender Staatenberichte auf der anderen Seite geschaffen 
werden.  
Im Ergebnis kann diesbezüglich der Ansicht von Matsuura zugestimmt werden, der darauf 
hinweist, dass es die inzwischen zahlreich existierenden Rechtsinstrumente jetzt auch 
schaffen müssen, ihren Inhalt wirksam zu machen. In Zukunft sollte sich dementsprechend 
weniger auf die Schaffung neuer Rechtsinstrumente, sondern vordergründig auf die 
Verbesserung der Implementierungsmechanismen und damit auf die Umsetzung der bereits 
bestehenden Regelungen konzentriert werden.93  
Andererseits muss auch anerkannt werden, dass sich die UNESCO ein breites Spektrum an 
Zielen gesetzt hat, die in die verschiedenste Bereiche fallen. Aufgrund ihres vergleichsweise 
geringen Finanzierungsvolums von 653 Mio. US-$94 kann sie jedoch maximal Anstöße 
liefern, an der konkreten Umsetzung beispielsweise in Projekten nur bedingt mitwirken. 
Andere Organisationen und Sonderorgane der VN (z.B. UNICEF im Bereich Bildung für 
Kinder), können aufgrund ihrer Spezialisierung der Aufgabe teilweise besser gerecht 
werden. Der Anspruch der UNESCO besteht vielmehr darin, als „Katalysator von 
Entwicklung und Zusammenarbeit zu wirken“95, ohne jedoch allen Problemen eine 
umfassende Lösung zu zuführen.  
Nichtsdestotrotz bleibt die UNESCO eine wichtige Sonderorganisation, die möglicherweise 
die Gelegenheit der aktuellen Finanzkrise nutzen könnte, um sich auf Kernkompetenzen zu 
                                               
93 Vgl. Matsuura, Introduction, in: Yusuf (Hrsg.), Standard-setting in UNESCO, Vol. I, S. 13.  
94 UNESCO, Approved Programme and Budget 2012 – 2013, 36/C 5, S. 325. Im Vergleich dazu beläuft sich das 
Budget der Weltgesundheitsorganisation auf 3,96 Mrd. US-$ (vgl WHO, Programme budget 2012-2013, S. 10, 
Para. 23). Dementsprechend erwachsen daraus ganz andere Handlungs- und Umsetzungsmöglichkeiten. 
95 Kleinwächter, Die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (Band 8) aus 
der Reihe: Die Vereinten Nationen und ihre Spezialorganisationen, Spröte/Wünsche (Hrsg), S. 17f. 
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konzentrieren, die sie effektiv verwirklichen kann.96 Denkbar wäre die Fokussierung auf 
Teilaspekte aus den Bereichen Kultur, Wissenschaft und Bildung, wobei es bezogen auf 
kulturelle Angelegenheiten beispielsweise denkbar wäre, den Fokus auf den materiellen 
Kulturgüterschutz zu legen. Gerade diese Bereiche sind häufig noch frei von Politisierung 
und können demnach sehr gut zur Völkerverständigung, zum gegenseitigen Respekt und 
damit letztlich zur langfristigen Wahrung des Friedens, dem zentralen Ziel der VN, erheblich 
beitragen.  
 
                                               






Übersicht zur Entstehung von Empfehlungen bzw. internationalen Übereinkommen  
(vereinfachte, schematische Verlaufsdarstellung)  
 
Vorschlag/Idee, ein Normsetzungsinstrument zu schaffen 
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